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Abkommen Deutschland — Kanada über 
Soziale Sicherheit 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung) 


A. Problem 




Wahrung der von heute in Kanada lebenden, insbesondere 
deutschstämmigen kanadischen Staatsangehörigen in der deut- 
schen gesetzlichen Rentenversicherung und Unfallversicherung 
erworbenen Rechte und Anwartschaften, die auf Grund der in- 
nerstaatlichen deutschen Ruhensvorschriften bisher nicht zu 
einem Zahlungsanspruch führten. 


B. Lösung 

Durch das Abkommen vom 30. März 1971 werden unter Wah- 
rung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit Rechte und Pflichten 
von Einwohnern beider Staaten in bezug auf die innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit im Rahmep des 
Sachgeltungsbereichs des Abkommens begründet. Dabei werden 
die für sich gewöhnlich im Ausland aufhaltende deutsche Staats- 
angehörige geltenden Bestimmungen über die Zahlung von Ren- 
ten in das Ausland auf kanadische Staatsangehörige ausgedehnt, 
soweit sie zur deutschen gesetzlichen Rentenversicherung Bei- 
träge entrichtet haben. Außerdem ist unter Wahrung der Ge- 
genseitigkeit die Zahlung von Geldleistungen aus der deutschen 
gesetzlichen Unfallversicherung an Berechtigte in Kanada vor- 
gesehen. 

Einmütigkeit im Aussdiufi 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschlusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 30. März 1971 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 'Kanada über Soziale 

Sicherheit 

— Drucksache VI/2977 — 


A. Bericht des Abgeordneten Büchner 


Der Gesetzentwurf zu dem Abkommen vom 
30. März 1971 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Kanada über Soziale Sicherheit wurde in 
der 162. Sitzung des Bundestages am 19. Januar 1972 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung über- 
wiesen, der die Vorlage in seiner Sitzung am 26. Ja- 
nuar 1972 beraten hat. 

Das Abkommen begründet unter Wahrung des 
Grundsatzes der Gegenseitigkeit Rechte und Pflich- 
ten von Einwohnern beider Staaten in bezug auf die 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften über Soziale 
Sicherheit im Rahmen des sachlichen Geltungsberei- 
ches des Abkommens. Dem Vorschlag der deutschen 
Seite, das Abkommen auf alle Zweige der Sozial- 
versicherung zu erstrecken, konnte die kanadische 
Seite insbesondere deshalb nicht entsprechen, weil 
lediglich die Systeme für den Schutz gegen die Risi- 
ken des Alters, der Invalidität und des Todes der 
Dispositionsbefugnis des kanadischen Bundes un- 
terliegen, während die übrigen Systeme der Sozia- 
len Sicherheit Angelegenheit der einzelnen Provin- 
zen sind. 

Für die Regelung des Abkommens über die Ge- 
währung von Renten aus der deutschen Rentenver- 
sicherung an kanadische Staatsangehörige, die sich 
außerhalb des Gebiets der Bundesrepublik Deutsch- 
land aufhalten, war Ausgangspunkt der Überlegung, 
daß bestehende oder künftige Rentenansprüche 
nicht entzogen oder gemindert werden sollen. Auf 
der anderen Seite konnten jedoch die deutschen 
Ruhensbestimmungen nicht vollständig aufgehoben 


werden, weil sich die kanadische Seite auf Grund 
ihres innerstaatlichen Rechts nicht in der Lage sah 
und auch in absehbarer Zeit nicht im Stande sein 
wird, in das Abkommen eine Regelung über die Zu- 
sammenrechnung von Versicherungszeiten für den 
Erwerb des Leistungsanspruchs, sowie über eine 
Teilrenten-Berechnung in bezug auf zeitunabhän- 
gige Rentenbestandteile aufzunehmen, wie sie in 
den anderen von der Bundesrepublik Deutschland 
abgeschlossenen Abkommen über soziale Sicherheit 
üblicherweise enthalten ist. Neben den auf beiden 
Seiten vorhandenen beitragsbezogenen Rentenver- 
sicherungssystemen wird in Kanada die aus Steuer- 
mitteln finanzierte, das gesamte Erwerbsleben ab- 
geltende, Volksrente gezahlt. Einer nur einge- 
schränkten Gewährung dieser in einem festen Be- 
trag gezahlten Grundrente zur Vermeidung einer 
doppelten Entschädigung der gleichen Zeiten aus 
öffentlichen Haushaltsmitteln beider Vertragsstaa- 
ten konnte die kanadische Seite nicht zustimmen. 
Das Abkommen sieht deshalb vor, daß bei uneinge- 
schränkter Zahlung der kanadischen Volksrente die 
deutsche Rente nur gezahlt wird, soweit sie auf Bei- 
tragszeiten entfällt, also ohne Berücksichtigung von 
Ersatzzeiten, Ausfallzeiten und Zurechnungszeiten 
sowie ohne den Kinderzuschuß. 

Nach dem Abkommen werden ferner unter Wah- 
rung der Gegenseitigkeit die Geldleistungen aus 
der deutschen gesetzlichen Unfallversicherung an 
kanadische Staatsangehörige in Kanada vorgesehen, 
sofern sie sich dort in einer Provinz gewöhnlich auf- 
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halten, deren Unfallversicherungssystem die Ge- 
währung entsprechender Leistungen an deutsche 
Staatsangehörige in der Bundesrepublik Deutschland 
vorsieht. 

Das Abkommen enthält ferner die auch sonst 
üblichen Regelungen für das Zusammenwirken der 
in den beiden Staaten mit der Durchführung betrau- 
ten Stellen, sowie die üblichen Übergangs- und 
Schlußbestimmungen. 


Bonn, den 26. Januar 1972 


Büchner 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2977 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 26. Januar 1972 

Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Büchner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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